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Stichwort 2000-Watt-Gesellschaft: Auch 
wenn wir 2000 Watt pro Kopf erreichen 
würden, steigt die Anzahl der Verbrau-
cher. 
Das 2000-Watt-Ziel ist eine Idee für  Indust-
rieländer, die heute weit mehr verbrau-
chen. Global sind wir heute eine 2300-
Watt-Gesellschaft. Die Bevölkerungen 
wachsen heute wieder weniger schnell als 
früher, das hat mit gewissen Fortschritten 
in der Bildung zu tun. Natürlich wächst der 
Gesamtverbrauch, wenn pro Kopf gleich 
viel verbraucht wird und die Zahl der Köpfe 
zunimmt. Die Ungleichverteilung ist dabei 
aber das grössere Problem als die Anzahl 
der Köpfe. Stellen Sie sich einen Kinderge-
burtstag vor. Das erste Kind schnappt sich 
den halben Geburtstagskuchen, das zweite 
einen weiteren Drittel und so weiter; für das 
letzte bleiben nur Brosamen. Wer in erster 
Linie die Bevölkerungsgrösse als Problem 
sieht, wird sagen: Lade weniger Kinder ein! 
Der Befürworter des Wirtschaftswachstums 
wird sagen: Backe einen grösseren Kuchen! 
Dabei wissen alle, dass sich die ersten zwei 
einfach zurückhalten sollten. 

In Ihrem nächsten Buch geht es um Ener-
gie. Welche Analysen und Perspektiven 
sind da zu erwarten?
Heute spricht man nur von der problema-
tischen Energiebereitstellung: Uran, Erdöl 
ausbeuten, Transport und so weiter. Dahin-
ter steckt die Vorstellung, die Anwendung 
der Energie sei unproblematisch – würde 
Energie nur «sauber» bereitgestellt, gäbe 
es kein Energieproblem. Das halte ich für  
Unsinn, denn jede Energieanwendung 
ist immer sozial und ökologisch relevant, 
sonst wäre sie ja ineffizient. Salopp gesagt: 
Auch ein Elektroauto, das mit Solarstrom 
fährt, tötet das Kind, das es überfährt. Ich  
frage, welche Energiemenge für uns opti-
mal wäre. Zu wenig ist nicht günstig, aber 
wir in den reichen Ländern verbrauchen 
zu viel. Meine Hypothese ist: Uns würde 
es besser gehen mit weniger Energiever-
brauch. 

Freiwilliger Verzicht dank Einsicht jedes 
Einzelnen?
Von individueller Freiwilligkeit halte ich 
nicht viel. Wenn Einzelne sich suffizient 

verhalten, freuen sich andere. Deshalb 
soll es eine gesellschaftliche Strategie 
sein, und die politische Debatte muss 
ausgebaut werden. Die Stadt Zürich hat 
2008 das 2000-Watt-Ziel in ihre Gemein-
deordnung geschrieben, andere werden 
folgen. Stichwort Suffizienz: Das tönt 
nach Verzicht. Verzicht wird aber nur 
gegenüber etwas Normalem als Verlust 
empfunden. Normal ist heute, jederzeit 
überall hinzufahren mit dem Auto. Frü-
her war es normal, dass Kinder alleine 
draussen sein und in den Strassen spie-
len konnten. Dieser Verlust ist heute nor-
mal und gilt kaum mehr als Verzicht. Es 
geht nicht um die Frage, ob wir auf etwas 
verzichten müssen, sondern worauf wir 
verzichten sollten – und was wir dabei 
gewännen.

Also ein kollekives Bewusstsein för-
dern?
Genau. Und damit «kollektives Bewusst-
sein» nicht zu sehr nach Esoterik tönt: Es 
geht um die Frage, wer die Macht besitzt 
zu definieren, was normal sei.
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SUFFIZIENZ

SUFFIZIENZ – NOTWENDIGKEIT UND 
MEHRWERT

Suffizienz ist im deutschen Sprachraum 
als Begriff kaum bekannt, sehr wohl be-
kannt aber ist seine Bedeutung. Suffizienz 
bedeutet soviel wie Genügsamkeit oder An-
gemessenheit. So verstanden ist sie in der 
Philosophie seit der Antike weit verbreitet. 
Die massvolle Befriedigung von individu-
ellen Bedürfnissen wird oft als Vorausset-
zung für ein glückliches Leben verstanden. 
Entscheidend ist dabei die Frage nach dem 
«rechten Mass» und damit die Annahme, 
dass etwas genug sein kann. Dieser norma-
tive Aspekt liegt der Suffizienz zu Grunde. 
In gesellschaftlichem Kontext gewann der 
Begriff Anfang der Neunzigerjahre des 
vergangenen Jahrhunderts an Bedeutung. 
In Anlehnung an Herman Daly führte ihn 
Wolfgang Sachs in die ökologische Debatte 
ein und stellte ihn der Effizienz gegenüber.

Suffizienz versus Effizienz
Effizienzstrategien haben zum Ziel, dass 
derselbe Output mit weniger Ressourcenin-
put erreicht wird, beispielsweise die gleiche 
Gütermenge bei geringerem CO2-Ausstoss. 
Es geht dabei um relative Zahlen. In einer 
Welt mit knappen und begrenzten Res-
sourcen aber interessieren in erster Linie 
absolute Zahlen, und um diese kümmern 
sich Suffizienzstrategien. Effizienzstrate-
gien sind nur sinnvoll, wenn ihnen Suffizi-
enzziele vorangestellt werden. Damit erst 
wird verhindert, dass der Reduktionseffekt 
von Effizienzstrategien durch einen Mehr-
verbrauch aufgefressen werden kann. Dies 
lässt sich anhand der CO2-Reduktionsziele 
gut veranschaulichen. Diese sind in er-
ster Linie Suffizienzziele, da sie ein Genug 
beziehungsweise das ohne gravierenden 

Schaden noch Mögliche definieren. Inner-
halb ebendieser Schranken – und nur inner-
halb dieser – können entsprechende Effizi-
enzstrategien verfolgt werden.

In diesem Zusammenhang drängen sich 
bald einmal Fragen der Verteilungsgerech-
tigkeit auf, beispielsweise, ob sich eine 
Gesellschaft Fahrzeuge «leisten» kann und 
will, die zwar relativ effizient, im Vergleich 
zu anderen jedoch deutlich CO2-intensiver 
sind. Oder ob das Brot der einen vom Bio-
kraftstoff der anderen gefressen werden 
darf. Suffizienz meint im Grunde eine Zü-
gelung der Gier zugunsten der gerechten 
Verteilung der Güter zur Befriedigung der 
Grundbedürfnisse aller. Im Gegensatz zur 
oft als wertfrei (miss-)verstandenen Effi-
zienz besitzt Suffizienz einen explizit nor-
mativen Charakter. Sie fragt nach Wertvor-
stellungen und nach dem Verständnis von 
Fortschritt als solchem.

Weniger kann mehr sein
Wirtschaftswachstum wird heute oft als 
Mass für Fortschritt verstanden. Obwohl 
wir materiell längst gesättigt sind – man 
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spricht auch von Überflussgesellschaften –, 
wird weiterhin alles daran gesetzt, eben-
dieses Wachstum zu fördern. Dies ist aus 
zwei Gründen verheerend. Zum einen führt 
uns diese Entwicklung früher oder später 
in den ökologischen Kollaps, zum andern 
befriedigen mehr Güter nicht automatisch 
mehr echte Bedürfnisse. Welche absurden 
Züge dies annehmen kann, zeigt die Tatsa-
che, dass die Wirtschaft heute gezwungen 
ist, uns mit Hilfe von Werbung Bedürfnisse 
einzureden, die wir ohne sie gar nicht 
hätten. Im Extremfall kann man sogar be-
obachten, dass der wahrhaft glückliche 
Mensch heute als ökonomische Katastro-
phe angesehen wird, da er sowohl als Pro-
duktionsfaktor wie auch als Konsumfaktor 
ausfällt. Suffizienz tritt dieser Entwicklung 
entgegen, indem sie die Frage nach dem 
Verständnis von Fortschritt aufwirft. Sie 
kann helfen, unnötigen Ballast abzuwerfen 
und das Besinnen auf Tätigkeiten, die uns 
als Menschen weiter bringen, zu fördern. 
Sie muss keinesfalls eine Beschränkung be-
deuten, sondern kann vielmehr Mehrwert 
schaffen.

Dennoch wird Suffizienz in der politischen 
Debatte oft auf einen mahnenden Zeige-
finger reduziert und als moralisch durch-
tränkt zurückgewiesen. Ist aber die An-
nahme, dass ein Mehrkonsum immer auch 
zusätzlichen Nutzen mit sich bringt, nicht 
genauso normativ? Warum erwarten wir 
nicht ganz selbstverständlich, dass sich die 
soziale Güte einer jeden Gesellschaft nicht 
an der Höhe und Geschwindigkeit indivi-
duellen Konsums, sondern an der Dichte 
und Qualität gemeinschaftlicher Interak-
tionen bemisst? Weshalb formulieren wir 
kein Recht auf Suffizienz, das etwa lauten 
könnte: Niemand soll immer mehr haben 
wollen müssen? Vor dem Hintergrund eines 
solchen Schutzrechtes wäre es Aufgabe der 
Politik, Suffizienz zu schützen und zu er-
möglichen.

Mögliche Reformansätze
Zum einen muss das Ziel einer solchen 
Politik sein, den der Marktwirtschaft in-
härenten Wachstumszwang und vor allem 
ihren Wachstumsdrang wesentlich zu re-
duzieren und an normative Qualitätsziele 
zu knüpfen. Hierzu seien zwei mögliche 
Ansätze kurz angedeutet. Erstens die 
Minderung des Wachstumsdrangs durch 
Umgestaltung der Rechtsformen von Un-
ternehmungen. Konkret könnte die Akti-
engesellschaft ersetzt werden durch eine 
Unternehmensform, die nicht in gleicher 
Weise auf Wachstum ausgerichtet ist, z.B. 
die Stiftung. Zweitens ein Einbau der Ei-
genarbeit und eines obligatorischen Sozi-
aldienstes in die Einkommenspolitik. Da-
mit wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass nicht nur monetär entgoltene Arbeit, 
also der Lohnerwerb, massgebend ist für 

die Versorgung mit Gütern und Dienstlei-
stungen, sondern auch die Eigenarbeit, d.h. 
die Arbeit zur Selbstversorgung, sowie die 
Sozialdienste zur gegenseitigen Hilfe. 

Zum andern geht es auch darum, eine ge-
rechtere Verteilung des Vorhandenen zu 
erreichen. Die Marktwirtschaft maximiert 
zwar auf effiziente Weise den Wohlstand, 
ist aber oft blind gegenüber Verteilung und 
Gerechtigkeit. Als ein weiterer Reform-  
ansatz kann das bedingungslose Grund-
einkommen, kombiniert mit geschickter 
Fiskalpolitik, ein Weg sein, die eigentlich 
zur Genüge vorhandenen Güter gerechter 
zu verteilen. Denn mit einer gesicherten 
Grundversorgung wird erreicht, dass, be-
sonders bei ökonomischen Krisen, nicht die 
Ärmsten die grössten Lasten tragen müs-
sen, beispielsweise in Form von Arbeitslo-
sigkeit oder prekären Arbeitsbedingungen. 
Suffizienz dient dabei als Leitidee für ein 
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entsprechendes politisches Handeln. Sie 
fördert das Verständnis dafür, dass unse-
re Gesellschaft sich grundlegend ändern 
muss, soll sie denn nachhaltig werden, und 
macht deutlich, dass die notwendigen Ver-
änderungen auch einen Mehrwert bedeu-
ten können – nämlich ein Mehr an Lebens-
qualität. 
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«Wir erleben nicht eine Epoche des Wan-
dels, sondern einen Epochenwandel», sagt 
der Präsident Ecuadors, Rafael Correa. In 
der Tat hat sich in Ecuador seit dem Amts-
antritt der Regierung Correa im Jahre 2007 
vieles verändert. Im Oktober 2008 hat das 
Land sich mit überwältigender Mehrheit an 
der Urne eine neue Verfassung gegeben 
und ist damit in eine neue Epoche eingetre-
ten. Das Neue an dieser Verfassung ist nicht 
nur, dass sie erstmals in der Geschichte 
Ecuadors durch einen demokratischen Pro-
zess unter Einbezug der sozialen Bewe-
gungen und Vertretungen der Indígenas er-
arbeitet wurde; neu ist auch das 
grundsätzliche Paradigma, auf dem sie be-
ruht. Bereits in der Präambel heisst es, mit 
dieser Verfassung solle «eine neue Art des 
Zusammenlebens der BürgerInnen» ge-
schaffen werden, «in Diversität und Har-
monie mit der Natur, um das Gute Leben, 
das Sumak Kawsay, zu erlangen». 

Nur drei Monate nach der Annahme der 
neuen Verfassung durch das ecuadoria-
nische Volk stimmten die Menschen in Boli-
vien über eine Neukonstituierung des 
Landes als «Plurinationaler Staat Bolivien» 
ab. Die Regierung von Evo Morales Ayma, 
dem seit 2006 amtierenden ersten indi-
genen Präsidenten Südamerikas, hatte 
schon in ihrem ersten Amtsjahr den Impuls 
zu einer Verfassungsgebenden Versamm-
lung gegeben, welche die neue Verfassung 
unter Einbezug vieler sozialer – speziell in-
digener – Bewegungen ausarbeitete. Im Re-
ferendum am 25. Januar 2009 stimmten ihr 
über 61 Prozent der BolivianerInnen zu. 
Auch hier weist die Präambel darauf hin, 
dass dieser neue Staat auf den Prinzipien 
der «Souveränität, Würde, Komplementari-
tät, Solidarität, Harmonie und Ausgewo-
genheit in der Verteilung des Sozialpro-
dukts» basiert, und dass «die Suche nach 
dem Guten Leben» sein Ziel ist. 


